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 Gesetz zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes und zur Unterstüt-

zung der Kreise bei der Flüchtlingsbetreuung (FlüAG-Änderungs- und Kreis-
unterstützungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10464 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich be-
grüße Sie herzlich zur heutigen Anhörung des Integrationsausschusses und des Aus-
schusses für Heimat und Kommunales. Besonders begrüßen möchte ich die Sachver-
ständigen. Außerdem begrüße ich die Medienvertreter, die Zuhörerinnen und Zuhörer 
im Saal und diejenigen, die per Videokonferenz oder im Livestream zugeschaltet sind. 

Ich weise darauf hin, dass Ton-, Film- und Bildaufnahmen während Sitzung untersagt 
sind und die Sitzung im Livestream übertragen wird. 

Wir kommen nun zum Einverständnis mit der Tagesordnung. Gibt es hierzu Wortmel-
dungen? – Das ist nicht der Fall. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben in unserer Sitzung vom 2. Oktober 2024 
entschieden, zu dem vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung eine Anhörung 
von Sachverständigen durchzuführen. Ich möchte mich an dieser Stelle im Namen des 
Ausschusses bei allen Sachverständigen für die abgegebenen Stellungnahmen und 
für Ihre heutige Anwesenheit bzw. Ihre Anwesenheit im Stream herzlich bedanken. 

Sie finden auf Ihren Plätzen eine Übersicht, mit deren Hilfe Sie die Stellungnahmen 
den Sachverständigen bzw. den Institutionen zuordnen können. Zudem liegen im Ein-
gangsbereich des Sitzungssaals Kopien der Stellungnahmen aus. 

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die Sachverständigen ihre schriftli-
chen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement mündlich zusammenfassen. Ich 
gehe vielmehr davon aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stellungnahmen 
gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die Sachverständigen rich-
ten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

Jede Fraktion kann pro Runde bis zu drei Fragen an bis zu zwei Sachverständige rich-
ten. Die Sachverständigen haben anschließend maximal drei Minuten Zeit, um die an 
sie gerichteten Fragen zu beantworten. Wenn mehrere Abgeordnete Fragen an einen 
Sachverständigen gerichtet haben, erhält der- bzw. diejenige Sachverständige natür-
lich entsprechend mehr Zeit für die Beantwortung. 

Gibt es zu diesem Verfahren Fragen? – Das ist nicht der Fall. Dann erteile ich Herrn 
Blumenrath das Wort. 
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Peter Blumenrath (CDU): Im Namen der CDU-Fraktion danke ich Ihnen, dass Sie 
unserer Einladung zu dieser Anhörung gefolgt sind, uns Ihre Expertise zur Verfügung 
stellen und unsere Nachfragen beantworten. 

Meine erste Frage richtet sich an den Landkreistag. Sie befürworten, wenig überra-
schend, die Förderung der Kreise und betonen deren überörtliche Funktion. Wie sehen 
Sie die Rolle der Kreise in der Koordination der Flüchtlingsversorgung? 

Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Kopietz von der Stadt Bochum. Welche 
überörtlichen oder koordinatorischen Aufgaben übernimmt Bochum als kreisfreie Stadt 
eigenständig, die in einem Kreisverbund von den Kreisen übernommen werden? 

Silvia Gosewinkel (SPD): Liebe Sachverständige! Vielen Dank, dass Sie uns im Vor-
feld Ihre Stellungnahmen zur Verfügung gestellt und heute Zeit mitgebracht haben, um 
uns Rede und Antwort zu stehen. 

Herr Kopietz, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass der Gesetzentwurf keine 
Kostenentwicklung nach oben vorsehe. Meine Fragen dazu richten sich an Sie und an 
Frau Koch von der Stadt Düsseldorf. Wie schätzen Sie die Kostenentwicklung für Ihre 
Kommunen in den kommenden Haushaltsjahren ein? Wie stellt sich die Immobilien-
entwicklung in Ihren Städten dar, und welche Herausforderungen bringt sie mit sich? 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Sehr geehrte Sachverständige! Vielen Dank, dass Sie 
heute hier sind und Sie im Vorfeld Ihre Stellungnahmen eingereicht haben. 

Meine erste Frage richtet sich an Frau Koch und Herrn Kopietz. Neben der Unterbrin-
gung und der Versorgung der Geflüchteten gibt es auch die kommunalen Integrations-
maßnahmen der Städte und Gemeinden. Welche kommunalen Integrationsmaßnah-
men werden in Düsseldorf und Bochum durchgeführt und durch FlüAG-Mittel gefördert? 

Meine zweite Frage richtet sich an alle Sachverständigen. Wie lässt sich eine engere 
Zusammenarbeit zwischen den Kreisen und Kommunen im Hinblick auf bedarfsge-
rechte Integrationsmaßnahmen vor Ort sicherstellen? 

Marc Lürbke (FDP): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Seitens der FDP-
Fraktion danke ich den Sachverständigen für Ihre Stellungnahmen und Ihre Expertise. 

Meine ersten drei Fragen richten sich an die Vertreterin des Städtetags und an den 
Vertreter des Städte- und Gemeindebunds. 

Wie bewerten Sie die Anpassung der FlüAG-Pauschale im Verhältnis zur realen Kos-
tenentwicklung seit der Erstellung des Gutachtens von Professor Dr. Lenk von der 
Universität Leipzig? 

Inwiefern erachten Sie nach der aktuellen Anpassung der Pauschale ein neues Gut-
achten zur Ermittlung der tatsächlichen Kosten als sinnvoll? Die FDP hatte auf dieses 
Thema schon mehrfach hingewiesen. 
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Könnten Sie uns erläutern, wie die in Ihrer Stellungnahme angesprochene Dynamisie-
rungsklausel ausgestaltet werden sollte? – Vielen Dank. 

Markus Wagner (AfD): Meine erste Frage richtet sich an den Städte- und Gemeinde-
bund sowie an die Städte Bochum und Düsseldorf. Sie begrüßen die Absenkung des 
Schwellenwertes die Krankheitskosten betreffend. Der Städte- und Gemeindebund 
legt dar, dass die Absenkung in Einzelfällen zur Entlastung der Städte und Gemeinden 
beitrage, während die beiden angesprochenen Städte von einer spürbaren Reduzie-
rung der Kostentragung sprechen. Könnten Sie darstellen, wie sich die Kostensenkung 
im Durchschnitt verhalten wird? 

Meine zweite Frage richtet sich an den Landkreistag. Sie beklagen, dass mit der Pau-
schalförderung von jeweils 500.000 Euro in den Kreisen eine umfangreiche Evalua-
tions- und Berichtspflicht sowie die Führung von Verwendungsnachweisen einher-
gehe, und Sie sind der Meinung, dass die Pauschale diesen Bürokratieaufwand nicht 
rechtfertige. Könnten Sie darlegen, wie hoch die Kosten wären, die durch diesen Bü-
rokratieaufwand entstünden? 

Eine weitere Frage richtet sich an die Stadt Bochum. In Bochum erfolgt die Unterbrin-
gung der Geflüchteten in Übergangsheimen zu ca. 40 %, in mobilen Wohnanlagen zu 
ca. 20 %, in komplett angemieteten Gebäuden zu ca. 10 % und in angemieteten Woh-
nungen zu ca. 20 %. Unterschiedliche Unterbringungsformen bringen in der Regel un-
terschiedliche Kosten mit sich. Könnten Sie darlegen, wie sich die Kosten in diesen 
Unterbringungsformen in etwa gestalten? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Damit kommen wir zur ersten Ant-
wortrunde. Dabei gehen wir anhand der Reihenfolge des Tableaus vor. Herr Kreutz 
und Herr Waltking, bitte schön. 

Marcel Kreutz (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Herzlichen Dank für die Einladung 
zu dieser Anhörung und der mit verbundenen Gelegenheit, zu Ihren Fragen Stellung 
zu nehmen. 

Herr Blumenrath, Sie fragten nach der Rolle der Kreise bei der Flüchtlingsversorgung. 
Herr Rauer, Sie erkundigten sich nach einer engeren Zusammenarbeit im Hinblick auf 
Integrationsmaßnahmen. Seitens der AfD wurde die Frage nach den Kosten des Bü-
rokratieaufwands an uns gerichtet. Ich werde versuchen, auf Ihre Fragen in einer kom-
binierten Antwort einzugehen. 

Die Rolle der Kreise bei der Flüchtlingsversorgung möchte ich gerne in den Kontext 
setzen, in dem wir uns hier bewegen. Das Kreisunterstützungsgesetz ermöglicht erst-
malig eine entsprechende Zuweisung an die Kreise. Deswegen werde ich anhand der 
öffentlich zugänglichen Zahlen auch darstellen, wie sich die Kosten der Kreise in un-
serem Mehrebenensystem des Staates verhalten. Außerdem wird dadurch deutlicher, 
wie hoch unsere Kosten mittlerweile sind. 
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Hervorzuheben sind die Kosten der Unterkunft. Die flüchtlingsbedingten Kosten der 
Unterkunft wurden von 2016 bis 2021 vollständig übernommen, sodass bei den Krei-
sen dafür 0 Euro aufgelaufen sind. Seit 2022 gibt es die Kostenübernahme durch die 
Kommunen abzüglich der Bundeserstattung. 

Nur dieser eine Block aus den Sozialgesetzbüchern – es gibt noch sehr viele weitere 
kostenintensive Blöcke – bedeutet für die 30 Kreise und die Städteregion Aachen, dass 
es nach der aktuellen Entwicklung in diesem Jahr über 200 Millionen Euro sein wer-
den, die sie zu tragen haben. Die Nettokosten der Unterkünfte für Geflüchtete pro Kreis 
belaufen sich damit auf über 6 Millionen Euro. 

Vergegenwärtigen wir uns die Dimension. Der Landeshaushalt sieht als Landeszuwei-
sung nach dem FlüAG rund 570 Millionen Euro vor. Wenn Sie dem die 200 Millionen 
Euro gegenüberstellen, erkennen Sie, dass wir enorme Summen haben, zu denen 
weitere Summen in Millionenhöhe aus den anderen Sozialgesetzbüchern kommen. 

Darüber hinaus kommen – das wurde in dem Gesetzentwurf aufgegriffen – die Kosten 
der Kreise aus der Vorhaltung der Infrastruktur hinzu. In diesem Zusammenhang 
nenne ich exemplarisch das Gesundheits- und das Jugendamt. 

Natürlich sind die Strukturen, die in einem Kreis vorzuhalten sind – diejenigen, die aus 
einer kreisangehörigen Kommune kommen oder dort kommunalpolitisch aktiv sind, 
wissen das –, andere als in den urbanen Strukturen unseres Landes. Nehmen Sie als 
Beispiel den Hochsauerlandkreis, der flächenmäßig fünfmal größer als die kreisfreie 
Stadt Köln ist. Dort bedarf es eines anderen Angebots und einer anderen Infrastruktur, 
wenn es um die Jugend- und um die Gesundheitsämter geht. Mein Kollege wird gleich 
noch etwas dazu sagen, welche Herausforderungen damit verbunden sind. 

Die Kreise als eine weitere staatliche Ebene sind jetzt sozusagen zum ersten Mal be-
dacht. Das begrüßen wir sehr. 

Zur Frage der AfD: Die Höhe der Bürokratiekosten haben wir nicht ermittelt. Wir haben 
im Vorfeld mit den Kämmereien gesprochen, und die Kosten müssen erheblich sein. 
Eine konkrete Zahl kann ich Ihnen aber nicht nennen. 

Stefan Waltking (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Auch ich danke für die Mög-
lichkeit, in dieser Anhörung vertiefend Stellung zu beziehen. Ich möchte die Thematik 
des kommunalen Integrationsmanagements sowie die Aufgaben koordinierender und 
überörtlicher Art der Kreise ansprechen. Vor meiner Tätigkeit beim Landkreistag habe 
ich beim Kreis Minden-Lübbecke zwar nicht im Rahmen des kommunalen Integrations-
managements, aber im Rechtsamt gearbeitet. Dabei habe ich einiges mitbekommen 
und kann daher aus eigener Erfahrung berichten. 

Minden-Lübbecke ist ein ländlich geprägter Kreis mit einer relativ geringen Bevölke-
rungsdichte. In Richtung Osten, in Richtung Hannover und Dümmer, gibt es extrem 
kleine Gemeinden, und die Strukturen sind, wie gesagt, sehr ländlich geprägt. Wegen 
dieser Kleinteiligkeit besteht seitens der Gemeinden der Bedarf, überhaupt erst einmal 
entsprechende Strukturen zu schaffen. Von den Kreisen wird also sogar die Funktion 
der Strukturschaffung wahrgenommen, und es wird zusätzlich koordiniert. 
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Es sind die kleinteiligen Strukturen, bei denen eine logistische Funktion des Kreises 
im Rahmen einer Koordinierung der Thematik immanent ist. Das kann ich zu den Er-
fahrungen im Hinblick auf die Strukturen im Kreis Minden-Lübbecke ausführen. 

Michael Becker (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video zu-
geschaltet]): Seitens der FDP war die Frage nach der Anpassung der Kostenquote an 
uns gerichtet. Die Anpassung von knapp 16 % ist deutlich zu wenig; das hatten wir 
auch geschrieben. Für uns wäre es wichtig, mindestens 25 % zu bekommen. 

Außerdem muss man dazusagen, dass der Warenkorb sehr dürftig ist und konkreter 
gefasst werden müsste. Es gab zum Beispiel einen deutlichen Anstieg bei den Kosten 
für Energie, und wir haben das Problem der Anmietung, des Kaufs und des Baus von 
Wohnungen, die der Unterbringung von Flüchtlingen dienen. Der Warenkorb müsste 
also unter anderem für die Energiekosten anders gefasst werden. Das war heute auch 
ein Thema bei uns im Rechtsausschuss, und es wurde noch einmal ausdrücklich be-
stätigt, dass es eines besseren Warenkorbs bedürfte. 

Die Anpassung um 15,8 % ist, wie gesagt, zu gering, und wir würden gerne 25 % haben. 
Das ist allerdings auch so zu sehen, dass der Warenkorb angepasst werden müsste. 

Inwieweit wäre ein neues Gutachten sachgerecht? Wenn ich daran denke, wie stark 
unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter belastet sind und was damals, als das Gut-
achten kam, an Arbeit noch nebenbei zu bewerkstelligen war, muss ich sagen, dass 
das einen sehr großen Aufwand bedeuten würde. Vielleicht wäre es machbar oder 
besser, den Warenkorb zu spezifizieren bzw. zielgenauer zu fassen, um die Kosten 
genauer darlegen zu können. Anhand von Statistiken ließe sich sicher der richtige Pro-
zentsatz ermitteln. Letztendlich wäre das auch die Grundlage für eine Dynamisierung. 

Friederike Scholz (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bedanke mich für die Einladung zu dieser 
Anhörung. 

Zur Bewertung der Anpassung der FlüAG-Pauschale kann ich sagen, dass wir diese 
Anpassung auch im Hinblick auf das bereits erwähnte Gutachten als deutlich zu gering 
erachten. Mit der vorgesehenen Steigerung von 15,8 % wird die Inflation der Jahre 
2021 bis 2024 ausgeglichen. Die dementsprechende Istkostenerhebung hat im Jahr 
2017 stattgefunden, und der noch gültigen Pauschale liegen die Daten aus diesem 
Jahr zugrunde. Es bedürfte daher einer Berücksichtigung der Inflation ab diesem Zeit-
punkt, sodass die Pauschale um 25 % erhöht werden müsste. 

Hinsichtlich der Frage, ob ein neues Gutachten benötigt werde, kann ich mich Herrn 
Becker anschließen. Das könnte man machen, aber das wäre tatsächlich sehr auf-
wendig. Eine Alternative würde eine Dynamisierungsklausel darstellen. In diesem Zu-
sammenhang würden wir dafür plädieren, zum Beispiel den Durchschnittswert der In-
flationsrate aus vier Jahren anzusetzen. 

Wenn jedoch ein Gutachten erstellt würde, schlügen sich sicherlich auch Kosten nie-
der, die unter die Vorhaltekosten zu subsumieren wären. Für uns wäre ein Gutachten 
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deshalb erst einmal gut, damit das richtig zum Tragen käme. Allerdings würden wir 
dafür plädieren, dass die Vorhaltekosten in diesem Gesetzentwurf ohnehin Berück-
sichtigung finden und man hier eine Regelung herbeiführt. – Danke schön. 

Sebastian Kopietz (Stadt Bochum): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 
Herzlichen Dank für die Einladung zu dieser Anhörung. 

Zur Frage nach den koordinierenden Aufgaben in den kreisfreien Städten: Die Grund-
aufgaben sind keine anderen als bei den Kreisen. Bei uns werden sie jedoch aus einer 
Hand erledigt. Im Grunde genommen ist es das gleiche Aufgabenportfolio, nämlich die 
Akquise und die Herrichtung von Immobilien, die Koordinierung, die Versorgung der 
geflüchteten Menschen und eine Nachsorge sowie alles rund um die Beratungsange-
bote, was wir auch zwischen den unterschiedlichen Eigentümern, Vermietern und Trä-
gern koordinieren müssen. 

Wie entwickeln sich die Kosten im Immobilienbereich? Bei Ihnen in Düsseldorf wird es 
einen Tacken dramatischer als bei uns sein, aber auch bei uns kennen die Immobilien- 
und die Baukosten in den letzten Jahre nur einen Weg, und dieser Weg führt steil nach 
oben. Zudem darf man nicht verkennen, dass es mittlerweile ein hochdynamisches 
Geschäft geworden ist, geflüchtete Menschen auch in einer Großstadt unterzubringen. 
Ich möchte das anhand eines Beispiels erläutern. 

Es ist nicht so, dass man auf dem Markt eine geeignete Immobilie findet, sie herrichtet 
und beliebig lange nutzen kann. Oftmals steckt ein Investor dahinter, der sagt, dass er 
die nächsten zwei, drei Jahre mit seinem Grundstück nichts vorhabe, aber es danach 
entwickeln bzw. seine Immobilie sanieren und wieder vermarkten wolle. Man hat also 
bestimmte Nutzungszeiträume – das ist der absolute Regelfall – und muss sich dann 
auf die Suche nach etwas Neuem mit idealerweise der gleichen Kapazität oder nach 
mehreren Standorten machen, weil man die Kapazität plus X abdecken muss. 

Damit bin ich bei der Vorhaltung, und Frau Scholz hat angesprochen, warum sie für 
uns so wichtig ist. Mittlerweile ist die Vorhaltung ein Tagesgeschäft; viele Beschäftigte 
sind das ganze Jahr über damit befasst, Immobilien auszukundschaften und dazu zu 
verhandeln oder Alternativen zu besorgen und sie dann gegebenenfalls herzurichten. 
In diesen Bereichen steigen die Kosten kontinuierlich, und das bei einem ohnehin 
schon knappen Wohnraum und einer knappen Verfügbarkeit von Gewerbeimmobilien 
oder Flächen, auf denen man temporär Bauten errichten kann. 

Zu den Integrationsmaßnahmen möchte ich Ihnen ebenfalls Beispiele nennen. Es gibt 
Orientierungshilfen zur praktischen Lebensführung und zur Konfliktbewältigung oder 
eine Unterstützung bei der Vermittlung von Schul- und Kita-Plätzen, aber auch bei be-
sonderen gesundheitlichen Problemen wie einer Behinderung oder psychischen Er-
krankungen. Das alles wird von den Kommunen getragen und kontinuierlich geleistet. 

Wie bemessen sich die Kosten mit Blick auf die jeweilige Unterbringungsform? Diese 
Frage lässt sich nicht pauschal beantworten, weil das von sehr vielen Faktoren ab-
hängt. Nicht jede Wohnung auf dem freien Markt kostet das gleiche. Bei den sonstigen 
Immobilien, die wir zur Unterbringung heranziehen, ist es wiederum sehr vom jeweiligen 
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Objekt abhängig, wie viel Investitionen erforderlich sind, um es in einen dauerhaft nutz-
baren Zustand zu versetzen. Außerdem sind die Kosten sehr davon abhängig, ob man 
auf der grünen Wiese überhaupt erst Bauten errichten muss und wie die Verfügbarkeit 
von Modulen am Markt ist. Eine pauschale Aussage ist daher, wie gesagt, nicht mög-
lich. Es handelt sich um ein hochdynamisches tagesaktuelles Geschäft. 

Miriam Koch (Landeshauptstadt Düsseldorf): Ich bin seit 2015 in Düsseldorf für die 
Aufnahme der Geflüchteten zuständig, und ich möchte zunächst bei der Kostenent-
wicklung einhaken. Natürlich ist die Preisentwicklung nach oben gegangen, wobei der 
Grundstücksmarkt in Düsseldorf bereits 2015 schwierig war. Ich kann Ihnen die Ver-
teilung der finanziellen Aufwendungen darlegen, die sich seit 2015 nicht geändert hat. 
Ein Drittel der Mittel, die wir für die Unterbringung, Versorgung und Integration von 
Geflüchteten aufwenden müssen, bekommen wir erstattet. Zwei Drittel werden über 
den kommunalen Haushalt getragen. An diesem Verhältnis hat sich nichts geändert, 
und daran wird sich leider auch mit der geplanten FlüAG-Novelle nichts ändern. 

Das Stichwort „Lenk-Gutachten“ ist bereits gefallen. Ich bin nicht der Meinung, dass 
es eines neuen Gutachtens bedarf. Was die Pro-Kopf-Pauschalen anbelangt, liegt der 
Vorschlag immer noch unter dem Vorschlag dieses Gutachtens. Ich denke, dass die 
Landesregierung auf die kommunalen Spitzenverbände und die kommunale Familie 
insgesamt hören sollte, denn es gibt wichtige Punkte, die man noch hinzufügen könnte. 

Die Stadt Düsseldorf hat mit den Wohlfahrtsverbänden gerade eine Rahmenvereinba-
rung für einen Strauß an sozialen Leistungen verabschiedet. Natürlich haben wir dabei 
eine Dynamisierung eingebaut. Das ist allein in diesem Bereich immens wichtig. Die 
Vorhaltekosten wurden bereits genannt. Im Moment haben wir nicht die Situation, 
Plätze weitreichend leer stehen zu lassen, und das würde unsere Politik auch gar nicht 
mitmachen. Dazu müsste es tatsächlich eine Landesregelung geben. 

Zur Immobilienentwicklung: Obgleich des angespannten Immobilienmarkts in Düssel-
dorf finden wir immer noch ausreichend Objekte, die wir nutzen können. Bei uns stellt 
es sich wahrscheinlich ähnlich wie in Bochum dar. Wir haben eine gute Mischung zwi-
schen langfristig angemieteten Objekten, und wir haben Eigentumsobjekte. Allerdings 
merken wir, dass es eine deutlich andere politische und gesellschaftliche Stimmung gibt. 

Es ist wesentlich schwieriger geworden, Projekte bis zum Ende durchzuführen. In dem 
Moment, in dem bekannt wird, dass die Stadt Düsseldorf über ein Objekt zur Unterbrin-
gung von Geflüchteten oder Obdachlosen, für die ich ebenfalls zuständig bin, verhandelt, 
organisiert die AfD die erste Demonstration in der Stadt und versucht, die Lage für 
einen Investor unbeliebt zu machen. Dadurch habe ich bereits zwei große Projekte 
verloren, die uns geholfen hätten, wegfallende Plätze zu kompensieren. 

Die Zuweisungsquote ist bei uns im Moment kein Thema. Wir liegen noch weit über 
unserer Quote, weil wir im Jahr 2022 so viele ukrainische Geflüchtete aufgenommen 
haben und immer noch über 2.000 kommunal unterbringen. 
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Ähnlich wie in Bochum gibt es über die reine Unterbringung und Versorgung der Men-
schen hinaus natürlich weitere Integrationsmaßnahmen, die wir seit 2015 kontinuier-
lich kommunal entwickelt haben. Dazu möchte ich Ihnen Beispiele nennen. 

Wir führen mit dem PSZ Düsseldorf die Stabilisierungsbegleitungen durch. Dabei han-
delt es sich um aufsuchende Besuche in den Unterkünften, um psychische Störungen 
frühzeitig zu erkennen und dann dementsprechend weitervermitteln zu können. 

Wir unterstützen seit 2015 eine Sprachschule massiv, die Kurse für diejenigen entwi-
ckelt hat, die in den offiziellen Integrationskursen keinen Platz finden oder dafür nicht 
zugelassen werden. 

Wir haben im gesamten Stadtgebiet ein System von Welcome Points entwickelt, die 
dafür da sind, Begegnungen zwischen der Aufnahmegesellschaft und den Menschen 
zu organisieren, die noch in den Unterkünften leben. 

Wir unterstützen nach wie vor die Initiative „Flüchtlinge willkommen in Düsseldorf“, die 
sich zum Beispiel auf die Vermittlung von Wohnraum spezialisiert hat. Dazu habe ich 
einen weiteren Punkt. Bei uns ist es ähnlich wie in Bochum. Ich kann Ihnen berichten, 
dass ein Objekt zwischen 400 Euro und weit über 800 Euro pro Monat und pro Person 
kostet. Dabei bin ich erst einmal nur bei den Objektkosten. Grundsätzlich kann man 
aber sagen, dass jede Unterbringung teurer als eine Wohnung ist, die wir zur Verfü-
gung stellen können. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der ersten 
Frage- und Antwortrunde, und wir beginnen die zweite Runde. Herr Blumenrath, bitte. 

Peter Blumenrath (CDU): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Frau Koch, Sie haben 
gerade etwas zur Unterbringung und zu den Möglichkeiten gesagt, wie einfach Sie im 
Hinblick auf die Fluktuation etwas vorhalten könnten. Gleichwohl schreiben Sie, dass 
Sie es klug fänden, wenn nicht genutzte Plätze vorgehalten würden und es dafür eine 
Finanzierung gäbe. Könnten Sie ausführen, wie Sie die Vorhaltekosten in einer sol-
chen Situation einschätzen und wie sich solche Pufferkapazitäten auf eine langfristige 
Budgetplanung der Stadt auswirken würden? 

Weitere Fragen habe ich an den Städtetag und an den Städte- und Gemeindebund. 
Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass die Absenkung des Schwellenwerts für die 
Erstattung außergewöhnlicher Krankheitskosten als erster Schritt für künftige Entlas-
tungen begrüßt werde. Welche quantitativen Auswirkungen erwarten Sie von dieser 
Absenkung auf die Haushalte der betroffenen Städte und Gemeinden? 

Die Flexibilisierung des für soziale Leistungen zu verwendenden Anteils der monatli-
chen Pauschale wird von Ihnen in gleicher Weise begrüßt. Welche Veränderungen 
wird dies Ihrer Erwartung nach zur Folge haben? – Vielen Dank. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Meine erste Frage richtet sich an den Landkreistag und an 
den Städtetag. Der Gesetzentwurf unterscheidet bei der jährlichen Pauschalzahlung 
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in Höhe von 500.000 Euro zwischen den Kreisen und den kreisfreien Städten. Wie 
schätzen Sie diese Unterscheidung ein? 

Meine zweite Frage richtet sich an Frau Scholz und an Herrn Kopietz. Wir haben ge-
rade einiges zu den Vorhaltekosten gehört. Welches System zur Erstattung von Vor-
haltekosten könnten Sie sich vorstellen, und wie hoch müsste Ihrer Meinung nach bzw. 
aus der kommunalen Sicht das Volumen sein? 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Meine Frage richtet sich an alle Sachverständigen. Wie wird 
ein gerechter und bedarfsgerechter Einsatz der finanziellen Mittel gewährleistet, und 
welche Maßnahmen sind zur Schaffung einer Transparenz bei der Mittelverwendung 
erforderlich? 

Marc Lürbke (FDP): Mich interessiert ebenfalls die Antwort auf die Frage zu den Vor-
haltekosten. Darüber hinaus habe ich eine Frage an Herrn Kreutz und Herrn Waltking. 
Mir geht es um eine mögliche Anforderung von Verwendungsnachweisen durch die 
Bezirksregierungen. Sie fordern in Ihrer Stellungnahme die Streichung von Art. 2 § 2 
Satz 2. Könnten Sie erläutern, warum diese Regelung aus Ihrer Sicht zu einer zusätz-
lichen Bürokratie führt und warum sie verzichtbar ist? 

Markus Wagner (AfD): Zunächst muss ich feststellen, dass meine Frage aus der ers-
ten Runde nach der Absenkung des Schwellwerts nicht von allen beantwortet wurde. 
Dem Städte- und Gemeindebund zufolge werde die Absenkung des Schwellwerts in 
Einzelfällen zu einer Entlastung der Städte und Gemeinden führen. Meine Frage, auf 
wie viel sich das beziffert, habe ich auch an die Vertreter der Stadt Bochum und der 
Stadt Düsseldorf gerichtet, die von einer spürbaren Reduzierung der Kostentragung 
sprechen. Mit welcher Kostenersparnis rechnen Sie? 

Mit dem Thema der Kostenersparnis beginne ich auch meine Fragen in der zweiten 
Runde, die sich an den Landkreistag, an den Städte- und Gemeindebund und an den 
Städtetag richten. Welche Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten für die Flücht-
lingsbetreuung gab es seitens der Kreise in den vergangenen Jahren, und wo sehen 
Sie hier in Ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich noch einen Spielraum? Was waren 
in den letzten Jahren die wesentlichen Kostentreiber? 

Dann wende ich mich an den Landkreistag. Sie bekräftigen in Ihrer Stellungnahme Ihre 
Erwartung, dass – wie seitens der Landesregierung im Dezember 2023 signalisiert – 
die vom Bund für das Jahr 2024 zur Verfügung gestellten Finanzmittel für die Auf-
nahme, Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen vollständig und bedarfsge-
recht an die Kommunen in Nordrhein-Westfalen weitergeleitet würden. Wie weit ist das 
gediehen? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Dann starten wir mit der zweiten Antwortrunde. Es 
beginnen wieder Herr Kreutz und Herr Waltking. 
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Marcel Kreutz (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der! Sehr geehrte Damen und Herren! Vielen Dank für Ihre Fragen. 

Ich beginne mit der Beantwortung der Frage von Frau Gosewinkel von der SPD-
Fraktion nach der Unterscheidung zwischen dem kreisfreien und dem kreisangehöri-
gen Raum. Dazu kann ich für uns nur rechtfertigen, dass die 500.000 Euro für die 
Kreise Finanzmittel sind, die wir dringend benötigen. Um das zu vergegenwärtigen, 
kann ich ausführen, welche Erstattungen wir in Form von Sondererstattungen im letz-
ten und im vorletzten Jahr auch durch sie als Abgeordnete erhalten haben. 

Der Landtag hat im Jahr 2023 insgesamt 1,2 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 
Davon gingen 165 Millionen Euro an die Kreise, die dieses Geld vollständig verwendet 
haben, wobei es nicht auch nur im Ansatz auskömmlich war. Das liegt natürlich an den 
Kostenblöcken aus den Sozialgesetzbüchern und an den weiteren Kosten, die ich be-
schrieben habe. Für uns sind 500.000 Euro pro Kreis für die Kostenblöcke, die wahr-
scheinlich – das ist jedoch eine reine Vermutung von mir – mehrere Millionen Euro aus-
machen, ein Schritt in die richtige Richtung, der aber bei Weitem nicht ausreichend ist. 

Ich springe jetzt zur Frage der AfD-Fraktion zum Thema der Zusage der Landesregie-
rung im Dezember 2023 auf eine vollständige Weiterleitung der Bundesmittel und wie 
weit das gediehen sei. Das ist so weit gediehen, dass dieser Gesetzentwurf vorliegt, 
der keine vollständige Weiterleitung vorsieht. Wir hatten auch in unserer Stellung-
nahme zum Landeshaushalt angesprochen, dass wir eine Weiterleitung fordern, die 
aber nicht der Fall ist. 

Herr Rauer, Sie fragten, wie eine richtige Verwendung der Gelder sichergestellt wer-
den könne. Ein Teil des kommunalen Integrationsmanagements ist die verzahnte Ar-
beit zwischen den Städten und den Gemeinden im kreisangehörigen Raum und mit 
den Kreisen. Das ist natürlich sehr einzelfallbezogen, aber das ist eine leistungsstarke 
Struktur, die eine gute Verwendung des Geldes sicherstellt, über das wir reden. 

Stefan Waltking (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Ich möchte auf die Frage der 
FDP-Fraktion eingehen, welche zusätzliche Bürokratie entsteht. Dazu kurz vor die 
Klammer gezogen: 500.000 Euro pro Kreis sind eine große Summe. Im Verhältnis zu 
den Summen in den sonstigen Bereichen ist sie allerdings relativ überschaubar. Daher 
sollte versucht werden, einen zusätzlichen Bürokratieaufwuchs zu verhindern. 

Konkrete Einzelfälle gibt es nicht nur im Bereich „Integration“, denn es geht wahr-
scheinlich auch um Themen wie die Mittelverwendung für Personalkosten. Diesbezüg-
lich müsste man sich genau anschauen, in welchem Bereich das Personal arbeitet. 
Unterschiedliche Personen werden nicht verschiedene Bereiche abfedern, sondern sie 
werden arbeitsmäßig zum Teil nach dem Kreisunterstützungsgesetz anfallende Maß-
nahmen und andere Maßnahmen abdecken. Bei jedem Bereich, in dem eine Person 
Aufgaben aus verschiedenen Bereichen erledigt, ist das Problem, wie man das zum 
Beispiel in den Verwendungsnachweisen festlegt. Das ist ein großer Punkt. 
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Ein weiterer Punkt ist eher abstrakter Art. Man wird diese Förderung nach dem Kreis-
unterstützungsgesetz mit anderen Fördermaßnahmen abgleichen müssen, sodass 
wieder ein Bürokratieaufwand entsteht. Das sind zwei Kernpunkte zu dieser Thematik. 

Friederike Scholz (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich beginne mit der Beantwor-
tung der Frage nach dem Unterschied zwischen den Kreisen und kreisfreien Städten 
im Hinblick auf die 500.000 Euro. Aus unserer Sicht gibt es keinen sachlichen Grund, 
dass die Kreise diese Entlastung für übergeordnete und unterstützende Leistungen 
erhalten und sie die kreisfreien Städte nicht erhalten. Aufgaben, die es auf der Kreis-
ebene gibt, fallen genauso bei den kreisfreien Städten an, sodass das schon aus sys-
tematischer Sicht nicht die richtige Regelung ist. Im Übrigen würden wir sagen, dass 
die Mittel anders verwendet werden sollten, solange die eigentliche Aufgabe durch das 
FlüAG nicht vollständig entlastet ist. 

Eine weitere Frage war, wie wir die Auswirkungen einer Absenkung des Schwellen-
werts bewerten. Wir begrüßen die Absenkung des Schwellenwerts, weil die Spitzkos-
ten etwas abgesenkt werden, sodass weitere Fälle darunterfallen. Gleichwohl sehen 
wir das als eine Entlastung, die sich nur in weiteren Einzelfällen auswirkt, weil aus 
diesen 25.000 Euro auch regelmäßige Krankheitsfälle abzugelten sind, die dann von 
den Kommunen getragen werden. 

Zu dem System der Vorhaltekosten: Im Moment wird vom Prinzip her für belegte Plätze 
eine umfassende Pauschale gezahlt. Wenn man nur Reserveplätze erstatten möchte, 
wären Grundkosten zu berücksichtigen. Man müsste sich dann darüber unterhalten, 
was genau darunterfällt und wie viele Reserveplätze vorgehalten werden sollten. Seit 
Langem ist in Rede, dass sich die kommunalen Spitzenverbände mit der Landesregie-
rung zusammensetzen, um diesbezüglich ein System zu erarbeiten. Dafür wäre es 
höchste Zeit, aber wir wurden dazu bis heute nicht eingeladen. – Danke schön. 

Michael Becker (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video zu-
geschaltet]): Zur Frage im Hinblick auf die Gesundheitskosten: Wir haben keine Kos-
tenerhebung durchgeführt bzw. unsere Kommunen nicht angefragt. Natürlich erhalten 
wir immer wieder vor allem in Einzelfällen Rückläufe, aber daraus lässt sich kein flä-
chendeckendes Zahlenwerk herauslesen. 

Ich kann Ihnen aber mitteilen, dass mir kleinere Gemeinden berichtet haben – das ist 
noch gar nicht so lange her –, sie hätten vier oder fünf Erkrankte, die jeden Monat über 
70.000 Euro pro Nase kosteten. Das macht sehr viel aus. Bei vielen ist eine Über-
schreitung des bisherigen Schwellenwerts zwar nicht so häufig, aber wenn die Mittel 
bei uns ankommen, ist das schon gut. Wir haben auch von Kreisen, in denen sich die 
Bürgermeister zusammengeschlossen haben, Hinweise erhalten, wonach sie sehr 
viele psychisch Erkrankte hätten und es ein Problem sei, diese Personen in eine Be-
treuung zu bekommen, damit sie unterstützt würden. Auch das sind richtig große Kos-
tenblöcke, die zu Buche schlagen und bei denen Kosten von 25.000 Euro relativ zügig 
erreicht werden. Insofern ist die Absenkung des Schwellenwerts richtig. 
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Ein Aspekt, der heute bei uns auch ein Thema im Rechtsausschuss war, wurde noch 
nicht angesprochen. Es geht um die Anrechnung des Familiennachzugs, den das 
FlüAG überhaupt nicht erfasst. Im Rahmen dieses Familiennachzugs ist es häufig so, 
dass eine große Anzahl von Personen auf einmal erscheint. Diese Personen werden 
nicht zugewiesen, sondern sie sind einfach da, und man muss sich dann vor Ort dar-
über Gedanken machen, wo man sie schnell unterbringen kann. Heute wurde zum 
Beispiel von einer kleinen Gemeinde gesprochen, in der auf einmal mehrere Familien 
mit mindestens neun bis zwölf Personen vor Ort standen. Die Frage ist, ob das nicht 
anzurechnen wäre. 

Im Hinblick auf die Kreise haben wir noch einen Hinweis, der auch in unserer Stellung-
nahme steht. Wir sehen im originären Anwendungsbereich des FlüAGs keine Notwen-
digkeit für eine finanzielle Unterstützung der Kreise zur Betreuung und Unterbringung 
der Flüchtlinge. Das ist unsere Kernaufgabe kraft Gesetzes, und – Frau Scholz führte 
es bereits aus – solange das nicht kostendeckend ist, kann es nicht sein, dass man 
für nicht konkret spezifizierte Koordinierungsarbeiten pauschal Gelder erhält. Wenn 
eine Gemeinde mit dem Kreis insofern zusammenarbeiten möchte, kann das sicherlich 
im Wege der kommunalen Zusammenarbeit geschehen. Eine flächendeckende Aus-
zahlung von Mitteln erachten wir jedoch als nicht geboten. 

Sebastian Kopietz (Stadt Bochum): Ich kann an die Ausführungen von Frau Scholz 
anknüpfen. Wir als Kommunen würden es begrüßen bzw. halten es für dringend erfor-
derlich, dass das Thema „Vorhaltekosten“ geregelt wird. Ich wage sogar zu behaupten, 
dass jeder Euro an dieser Stelle hilft, und ich will Ihnen ein konkretes Beispiel nennen. 

Wir haben im Jahr 2015 in Bochum auf zwei Flächen Bauten – Container und Trag-
lufthallen – mit entsprechenden Haltbarkeiten errichtet. Diese Bauten haben wir nach 
der Flüchtlingswelle wieder abgebaut. Heute bauen wir auf diesen Flächen erneut Ein-
richtungen auf, weil uns langsam wieder Alternativen ausgehen. Das sind die Fälle, 
bei denen es garantiert wirtschaftlicher gewesen wäre, eine dieser Einrichtungen in 
Stand-by zu versetzen, sie zu unterhalten und sie mit kurzen Vorlaufzeiten wieder 
hochzufahren, als sie ab- und aufzubauen. 

Eine Aussage zur Höhe der Vorhaltung ist schwierig. Wir brauchen allerdings für die 
politische Diskussion vor Ort unbedingt das klare Bekenntnis des Landes – die Kollegin 
Koch hat es dargelegt –, dass man eine Vorhaltung vielleicht sogar landesweit für eine 
Zahl X und eine angemessene Finanzierung möchte. Die Kommunen könnten dann 
guten Gewissens Objekte, bei denen das sinnvoll ist, denn man kann nicht jede Lie-
genschaft um jeden Preis vorhalten, in einen Stand-by-Zustand herunterfahren, um sie 
relativ schnell reaktivieren zu können und dadurch vom Land und von den Kommunen 
eine Last zu nehmen, wenn die nächste Flüchtlingswelle auf uns zukommt. 

Jeder Euro hilft, und ich kann mich anschließen, dass das beim Schwellenwert eben-
falls das Thema ist. Wir tragen auch bei den 25.000 Euro ganz erhebliche Gesund-
heitskosten, und jeder Euro, den wir Kommunen in der aktuellen Haushaltssituation, 
die Sie zur Genüge aus Ihren Kommunen kennen, weniger tragen, hilft uns, die kom-
munale Handlungsfähigkeit sicherzustellen. 
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Miriam Koch (Landeshauptstadt Düsseldorf): Herr Blumenrath Sie fragten, wie 
viele Plätze vorgehalten werden sollten und wie die Abrechnung passieren sollte. Wir in 
Düsseldorf haben uns immer schwer damit getan, eine Zahl zu definieren. Andere Kom-
munen haben diesbezüglich bereits Ratsbeschlüsse herbeigeführt. Ich weiß eine be-
nachbarte Großstadt, die das getan hat, aber ob sie das durchgehalten hat, wage ich zu 
bezweifeln. 

Wir hatten in den Jahren 2015 bis 2017 steigende Flüchtlingszahlen und haben da-
nach zurückgebaut; das ist ähnlich, wie es aus Bochum berichtet wurde. Wir haben 
dann die Coronapandemie bewältigt, die die Unterbringung auch direkt getroffen hat, 
weil wir dadurch wieder Plätze benötigten. Als wir dachten, dass wir das noch einmal 
konzeptionell angehen, kam der Krieg in der Ukraine. 

Ich stimme mit Frau Scholz überein, dass keine Kommune das Thema „Vorhalteplätze“ 
einzeln regeln kann. Es müsste dafür genauso ein landesweites System wie für die 
Zuweisung geben. Wir bekommen die Geflüchteten nach einer Quote zugewiesen, und 
die Kommunen haben Plätze in Landesaufnahmeeinrichtungen gefordert. Auch da gab 
es eine Verständigung oder jedenfalls den Wink der Landesregierung, dass versucht 
werde, diese Plätze aufzubauen. Für Plätze, die wir als Vorhalteplätze in eine Finan-
zierung oder in eine Erstattung hineinnehmen können, müsste das ähnlich sein. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Somit ist die zweite Frage- und Ant-
wortrunde zu Ende. Wir kommen zur dritten Fragerunde. Herr Blumenrath hat keine 
Fragen mehr. Frau Gosewinkel und Frau Eğlence, bitte. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank. – Es wurde gerade einiges genannt, das 
im FlüAG in der Finanzierung keine Berücksichtigung findet. Gibt es darüber hinaus 
weitere Posten wie das Vorhalten von Kita- oder Schulplätzen, die genauso zur In-
tegration gehören? Vielleicht könnten Herr Kopietz und Frau Koch darauf antworten. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Meine Frage richtet sich an den Landkreistag. Sie spre-
chen in Ihrer Stellungnahme den Punkt der Zweckbindung und der Nachweise an. Ich 
würde das unter das Thema „Entbürokratisierung“ und den Wunsch nach weniger de-
taillierten Verwendungsnachweisen subsumieren. Darüber hinaus haben Sie gerade 
das kommunale Integrationsmanagement und die verzahnte Zusammenarbeit er-
wähnt. Diesbezüglich möchte ich fragen, wie Sie zusammenarbeiten und welche Rolle 
die FlüAG-Pauschale bei der kommunalen Integrationsarbeit spielt. – Danke. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herr Lürbke hat keine Fragen. Herr Wagner, bitte. 

Markus Wagner (AfD): Vielen Dank. – Ich möchte versuchen, eine Art greifbare Zahl 
zu finden, und habe deswegen eine Frage an die Vertreter der Städte Bochum und 
Düsseldorf. Herr Kopietz und Frau Koch, könnten Sie mir sagen, in wie vielen Fällen 
die Krankenkosten pro Person die Grenze von 35.000 Euro zum Beispiel im letzten 
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Jahr überschritten haben, sodass ich mir in etwa eine Vorstellung davon machen kann, 
welche Einsparungen Sie hätten? 

Frau Koch, an Sie habe ich eine weitere Frage. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme 
von 2.368 belegten Asylunterkunftsplätzen im Stadtgebiet Düsseldorf. Werden diese 
Plätze zum Teil durch abgelehnte bzw. ausreisepflichtige Asylbewerber belegt, und 
wenn ja, durch wie viele? 

Außerdem möchte ich auf meine Fragen an den Landkreistag, an den Städte- und 
Gemeindebund und an den Städtetag aus der zweite Runde aufmerksam machen, 
weil ich darauf noch keine Antwort wahrgenommen habe. Welche Maßnahmen zur 
Reduzierung der Kosten für die Flüchtlingsbetreuung gab es seitens der Kreise bzw. 
Städte und Gemeinden in den vergangenen Jahren? Wo sehen Sie hier in Ihrem je-
weiligen Zuständigkeitsbereich künftig einen Spielraum? Was waren die wesentlichen 
Kostentreiber der letzten Jahre? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Es wurden Fragen an alle Sachverständigen gerich-
tet. Bei der Beantwortung beginnen deshalb erneut Herr Kreutz und Herr Waltking. 

Marcel Kreutz (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Ich möchte die Fragen von 
Herrn Wagner aus der zweiten Runde aufgreifen. Was sind die wesentlichen Kosten-
treiber? Ich habe Kostenzahlen vor mir liegen. Ein wesentlicher Kostentreiber ist na-
türlich die Anzahl der Menschen, die untergebracht werden. Die weiteren Kostenstei-
gerungen, die wir allgemeiner Natur durch die Inflation haben, schlagen sich aber ge-
nauso bei uns nieder. Herr Kopietz hatte das im Hinblick auf die Immobilien ausgeführt. 

Welche Maßnahmen haben wir in unserem eigenen Beritt ergriffen, um die Kostenent-
wicklung zu dämpfen? Zum einen arbeiten wir Kreise effizient und effektiv. Zum ande-
ren arbeiten wir immer im Schulterschluss mit den Städten und Gemeinden. Das muss 
man deutlich betonen. Die Zusammenarbeit der Städte, der Gemeinden und der Kreise 
in diesem Bereich war, wie wir das wahrnehmen und wie es uns rückgemeldet wird, in 
den kritischen Zeiten, als es sozusagen losging, sehr gut, und sie ist es weiterhin. 

Es ist auch genau diese koordinierende Aufgabe, die die Kreise im ländlichen Raum 
wahrnehmen, in dem die einzelnen Städte und Gemeinden ein wenig verstreut liegen, 
die zu einer enormen Kosteneffizienz führt, die wir in anderen Strukturen nicht hätten. 
Deswegen halte ich das für eine sinnvolle Maßnahme. 

Stefan Waltking (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Ich möchte dazu kurz ergän-
zen. Die Themen, bei denen die Kreise und Gemeinden etwas einsparen können, lie-
gen nur zum Teil im Bereich des Verwaltungsvollzugs, weil es im Endeffekt bundes-
politische Themen und materielle Rechtsgrundlagen sind, die vollzogen werden. Man 
kann im Verwaltungsvollzug effizient sein, aber eigentlich handelt es sich um keine 
materiellen Themen, die bei den Kreisen und Gemeinden liegen. Deshalb ist das 
schwierig. 
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Michael Becker (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video zu-
geschaltet]): Zu dem Thema, was die wesentlichen Kostentreiber sind: Ich hatte dazu 
etwas ausgeführt, als es darum ging, ob die 15 % richtig seien. Eigentlich müsste man 
den Warenkorb neu bzw. genauer fassen, und die entsprechenden Begriffe sind ge-
fallen. Die Energiekosten, aber auch die Anmietung und der Neubau von Liegenschaf-
ten sowie der Kauf von bestehenden Liegenschaften sind natürlich große Kostentrei-
ber. Die Sicherheitsdienste sind ebenfalls sehr kostentreibend. Das sind, unabhängig 
von der Anzahl der Personen, die ganz großen Blöcke. 

Beim Thema „Kostenreduzierung“ schließe ich mich den Ausführungen des Landkreis-
tags an. Wir haben hier gesetzliche Aufgaben zu erfüllen, und das Einsparpotenzial ist 
relativ gering. Natürlich versuchen wir, einigermaßen preisgünstige Objekte zu bekom-
men. Wir müssen die gesetzliche Verpflichtung aber auch dann erfüllen, wenn die Not 
groß ist und in diesem Fall Immobilien kaufen oder anmieten, die durchaus Kosten 
verursachen. Das ist einfach dem geschuldet, dass die primäre Aufgabe die Unterbrin-
gung und die Betreuung ist; das ist der Kernpunkt. Ansonsten würde ich sagen, dass 
unsere Kommunen effektiv und wirtschaftlich arbeiten und ich im Vollzug eigentlich 
keine Einsparpotenziale sehe. 

Sebastian Kopietz (Stadt Bochum): Zur Vorhaltung von Schul- und Kita-Plätzen: 
Das ist sicherlich ein Punkt, über den man gut nachdenken kann, wenn das Thema 
„Vorhaltung von Unterbringungsplätzen“ einmal einheitlich geregelt ist. Sie alle wissen, 
dass sich die Systeme – das gilt sowohl für die Unterbringung als auch für die Schulen 
und Kitas – im Grenzbereich befinden. Das heißt, es handelt sich auch immer um eine 
Frage der praktischen Umsetzbarkeit. Eine solche Vorhaltung wäre wünschenswert. 
Man müsste sich aber über ein System der Kapazitätsvorhaltung Gedanken machen, 
bevor man über weitere Folgen nachdenken kann. 

Was die Anzahl der Fälle, bei denen die Krankheitskosten über 25.000 Euro respektive 
35.000 Euro liegen, und was die Höhe der Einsparung anbelangt, habe ich keine kon-
kreten Zahlen, die ich Ihnen für Bochum mitgeben könnte. 

Markus Wagner (AfD): Ich hatte gefragt, wie viele Personen im letzten Jahr die 
Grenze von 35.000 Euro überschritten haben. Anhand dieser Personenzahl kann ich 
mir dann ein Bild davon machen, welche Kosteneinsparungen mit den 25.000 Euro 
ungefähr erzielt würden. 

Sebastian Kopietz (Stadt Bochum): Diese Zahl kann ich Ihnen aktuell nicht liefern. 

Miriam Koch (Landeshauptstadt Düsseldorf): Die Zahlen aus der Vergangenheit, 
welche Personen über dem Schwellenwert liegen, müsste ich auch nachliefern. Jetzt 
kann ich nur sagen, dass wir 2024 ein gutes Jahr hatten. Unter den uns zugewiesenen 
Personen waren offensichtlich weniger schwerwiegend Erkrankte, und wir werden des-
halb einiges von dem entsprechenden Haushaltsansatz in den allgemeinen Haushalt 
zurückführen können. Allerdings kann das von Jahr zu Jahr komplett variieren, und 
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selbst jetzt im November weist meine Haushaltsabteilung darauf hin, dass immer noch 
etwas kommen könnte. Wie so vieles in diesem Bereich ist das nicht planbar. 

Zu den Kitas und den Schulen: Eine Vorhaltung von Plätzen wäre wünschenswert, 
aber ich denke, dass wir erst die grundsätzliche Finanzierung regeln sollten. Wenn Sie 
sich anschauen, wie viele Geflüchtete in Düsseldorf gerade kommunal untergebracht 
sind, dann ist das auch eine Größe, auf die sich eine wachsende Stadt einstellen muss, 
obgleich die Systeme „Schule und Kita“ nach wie vor unter Druck sind. 

In Düsseldorf verfolgen wir das Ziel, dass die Geflüchteten nicht nur Einwohnerinnen 
und Einwohner sind, sondern irgendwann Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt oder 
dieses Landes werden. Wir haben sehr gute Einbürgerungszahlen, die nach der Än-
derung des Staatsangehörigkeitsgesetzes auf der Bundesebene erfreulicherweise 
noch einmal gestiegen sind, und unter den Eingebürgerten befinden sich sehr viele 
Geflüchtete aus den vergangenen Jahren, die mit ihrem Potenzial bei uns bleiben. 

Das ist auch die Überleitung zu der Frage, wie viele Menschen vollziehbar ausreise-
pflichtig sind und von uns noch untergebracht werden. Diese Zahl müsste ich ebenfalls 
nachliefern. Wir haben inzwischen 2.000 geduldete Personen in der Stadt Düsseldorf, 
die aber nicht alle kommunal untergebracht sind. Auch hier gilt der Grundsatz, dass 
eine Person nach einem negativen BAMF-Verfahren vollziehbar ausreisepflichtig ist 
und die Ausländerbehörde überprüft, ob diese Person tatsächlich rückführbar ist. 

Es gibt sehr viele sehr individuelle Gründe, warum eine Rückführung nicht passiert, 
und an dieser Stelle setzt das Case Management ein. Wir brauchen Arbeitskräfte nicht 
nur in Düsseldorf, sondern in ganz NRW bzw. Deutschland. Ich finde es deshalb ein 
Stück weit absurd, wenn wir zuerst die Probleme des Arbeitskräftemangels diskutieren 
und dann darüber reden, dass viel zu wenige Menschen zurückgeführt werden. Meine 
Haltung an dieser Stelle ist, gemeinsam zu versuchen, diese Menschen weiterzuent-
wickeln und zu Arbeitskräften zu machen. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herr Waltking, bei Ihnen war noch ein Punkt offen. 

Stefan Waltking (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Es war noch die Frage nach 
der Verwendung der Pauschale nach dem Kreisunterstützungsgesetz für weitere In-
tegrationsmaßnahmen offen. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Wenn ich darf, wiederhole ich meine Frage. – Ich hatte bei 
Ihrer Stellungnahme angesetzt, wonach Sie sich zum Beispiel wünschen, weniger Ver-
wendungsnachweise einreichen zu müssen. Sie haben auch dargelegt, dass es eine 
super verzahnte Zusammenarbeit zwischen den Kreisen und Gemeinden gebe. Wie 
arbeiten Sie zusammen? Was funktioniert gut, und welchen Beitrag kann die FlüAG-
Pauschale, die jetzt hinzukommen soll, zur kommunalen Integrationsarbeit leisten? 

Stefan Waltking (Landkreistag Nordrhein-Westfalen): Ich möchte auf mein State-
ment in der ersten Antwortrunde zurückkommen. Bei denjenigen Kreisen, die keine 
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hohe Bevölkerungsdichte haben, gibt es in den Gemeinden wegen der personellen 
Besetzung zum Teil kaum Strukturen. Der Kreis ist dann allein schon dafür da, zu ver-
mitteln und zum Beispiel Ansprechpartner für Sprachkurse zu schaffen. Das heißt, er 
nimmt diese Funktion wahr, um in diesem Bereich Strukturen herzustellen, die in sol-
chen Flächenkreisen bei den Gemeinen teilweise nicht vorhanden sind. Das ist zumin-
dest meine Erfahrung, die mir auch vom kommunalen Integrationsmanagement des 
Kreises Minden-Lübbecke als ein Punkt gespiegelt wurde. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Danke schön. – Damit sind wir am Ende der dritten 
Frage- und Antwortrunde und kommen zur vierten Runde. Gibt es dafür Wortmeldun-
gen? – Herr Wagner, bitte schön. 

Markus Wagner (AfD): Vielen Dank. – Frau Koch, es ist schon interessant zu be-
obachten, dass wir in den letzten Jahren den Arbeitskräftemangel trotz einer millionen-
fachen Nettozuwanderung offensichtlich nicht in den Griff bekommen haben. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Es ist aber nach dem FlüAG gefragt. 

Markus Wagner (AfD): Das frage ich jetzt. – In diesem Zusammenhang wäre es inte-
ressant zu erfahren, inwieweit die Stadt Düsseldorf den Arbeitskräftemangel im Hin-
blick auf die Nettozuwanderung, die dort stattgefunden hat, beseitigen konnte. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich erkenne gerade nicht den Zusammenhang zum 
FlüAG. Deswegen lasse ich diese Frage nicht zu. – Da es keine weiteren Wortmeldun-
gen gibt, sind wir am Ende unserer Anhörung. 

Ich danke Ihnen für die Teilnahme und den Sachverständigen für Ihr Kommen. Die 
nächste Sitzung des Integrationsausschusses findet am 20. November 2024 um 13:30 
Uhr statt. Ich wünsche Ihnen allen einen schönen Nachmittag. Die Sitzung ist beendet. 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 
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